
Mai-Ticker

Neues zum One-Stop-Shop-
Verfahren 
 
Aus umsatzsteuerlichen Versandhandels- 
umsätzen werden zum 01.07.2021 sog. 
Fernverkäufe. An die Stelle der nationa-
len Lieferschwellen tritt eine europaweit 
einheitliche Geringfügigkeitsschwelle 
von 10.000 Euro. Unternehmer können 
ihre im EU-Ausland steuerpflichtigen 
Fernverkäufe über den sog. One-Stop-
Shop melden. Die Teilnahme an diesem 
Verfahren können Unternehmer seit 
dem 01.04.2021 beim BZSt beantragen. 
 
Am 01.07.2021 ist es so weit: Die derzei-
tige sog. Versandhandelsregelung wird 
durch die Fernverkaufsregelung abgelöst. 
Damit einhergehend fallen die bislang gel-
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tenden länderspezifischen Lieferschwellen 
weg. Diese hatten bislang zur Folge, dass 
sich gerade kleine und mittlere Unterneh-
men bei geringen Auslandsumsätzen im 
Ausland nicht umsatzsteuerlich registrieren 
mussten. 
 
Ein Überblick über einige wichtige Punkte: 
 
Geringfügigkeitsschwelle statt nationa-
ler Lieferschwellen 
Bei Fernverkäufen im B2C-Bereich gilt 
künftig: Der Ort der Lieferung befindet sich 
dort, wo sich der Gegenstand bei Transport-
ende befindet. Voraussetzung ist, der lie-
fernde Unternehmer hat die EU-einheit- 
liche Geringfügigkeitsschwelle von 10.000 
Euro überschritten; oder er hat auf deren 
Anwendung verzichtet. 
Dies dürfte dazu führen, dass mehr Unter-
nehmer als bislang im Ausland Umsätze 
versteuern müssen. Um dies zu erleichtern, 
können Unternehmer das neue besondere 
Besteuerungsverfahren, den sog. One-
Stop-Shop (OSS), nutzen. 
 
Teilnahme am OSS-Verfahren 
Der Ausschuss macht im Zusammenhang 
mit der Anmeldung zur Teilnahme am OSS 

auf die Pressemitteilung des Bundeszen-
tralamtes für Steuern (BZSt) aufmerksam: 
Die Teilnahme am besonderen Besteue-
rungsverfahren kann seit dem 01.04.2021 
mit Wirkung zum 01.07.2021 elektronisch 
über das BZStOnline-Portal (BOP) beantragt 
werden. Unternehmer, die bereits den sog. 
Mini-One-Stop-Shop nutzen, müssen sich 
nicht erneut registrieren. 
Für die Sonderregelungen registrierte Un-
ternehmer können im jeweiligen Bereich 
des BOP ihre Registrierungsdaten ändern, 
ihre Steuererklärung abgeben und berich-
tigen sowie sich vom Verfahren abmelden. 
Ausführlichere Informationen sollen in 
Kürze auf der Homepage des BZSt veröf-
fentlicht werden. 
 
Finales BMF-Schreiben zur Umsetzung 
der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-
Digitalpakets 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
hat zwischenzeitlich auch das finale BMF-
Schreiben zur zweiten Stufe des Mehrwert-
steuer-Digitalpakets veröffentlicht. 
 
Dieses stellt klar, dass die neue Geringfü-
gigkeitsschwelle von 10.000 Euro im Ka-
lenderjahr 2021 nicht zeitanteilig aufzu- 
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teilen ist (Abschn. 3a.9a Abs. 1 Satz 1  
Nr. 1 Satz 2). 
Der DStV begrüßt diese Klarstellung, die er 
in seiner Stellungnahme S 02/21 zum vor-
herigen Entwurfsschreiben angeregt hatte. 
 
Besonderes Augenmerk: Kleinunterneh-
mer 
Besonders aufpassen sollten Online-Händ-
ler, die umsatzsteuerlich als Kleinunterneh-
mer gelten. 
Überschreiten sie die neue EU-weite ein-
heitliche Lieferschwelle in Höhe von 
10.000 Euro, können sie Meldepflichten im 
Ausland treffen. Sie sollten daher bereits 
jetzt prüfen, ob eine Teilnahme am OSS-
Verfahren für sie in Frage kommt. 
 
 
Aktuelles 
 
Überbrückungshilfe III:  
Deutliche Verbesserung und neuer Eigen- 
kapitalzuschuss für besonders von der 
Corona-Krise betroffene Unternehmen 
 
Unternehmen, die im Rahmen der Corona-
Pandemie besonders schwer und über eine 
sehr lange Zeit von Schließungen betroffen 
sind, erhalten einen neuen zusätzlichen Ei-
genkapitalzuschuss. Darüber hinaus wer-
den die Bedingungen der Überbrückungs- 
hilfe III auch insgesamt nochmals verbes-
sert. Mit diesen zusätzlichen Maßnahmen 
reagiert die Bundesregierung auf die wei-
terhin schwierige Situation vieler Unterneh-
men in der aktuellen Corona-Krise und 
setzt Ziffer 8 des MPK-Beschlusses vom  
23. März 2021 um. 
 
Ergänzende Informationen zum neuen 
Eigenkapitalzuschuss und zu den Ver-
besserungen der Überbrückungshilfe III 
Alle Unternehmen, die in mindestens drei 
Monaten seit November 2020 einen Um-
satzeinbruch von jeweils mehr als 50 Pro-
zent erlitten haben, erhalten einen Eigen- 
kapitalzuschuss. Der Eigenkapitalzuschuss 
wird zusätzlich zur regulären Förderung der 
Überbrückungshilfe III gewährt. 
Außerdem wird die Fixkostenerstattung der 
Überbrückungshilfe III für Unternehmen, 
die einen Umsatzeinbruch von mehr als  

70 Prozent erleiden, auf bis zu 100 Prozent 
erhöht. Bislang wurden bis zu 90 Prozent 
der förderfähigen Fixkosten erstattet. 
Die Vorgaben des europäischen Beihilfe-
rechts sind für die gesamte Förderung der 
Überbrückungshilfe III (d. h. auch inkl. des 
Eigenkapitalzuschusses) einzuhalten. Die 
Überbrückungshilfe III stützt sich auf die 
Bundesregelung Kleinbeihilfen, die De- 
minimis-Verordnung und die Bundesrege-
lung Fixkostenhilfe. Unternehmen, die auf 
Grundlage der Bundesregelung Fixkosten-
hilfe ihren Antrag stellen, können daher 
eine Förderung nur bis zu 70 Prozent der 
ungedeckten Fixkosten im Sinne des euro-
päischen Beihilferechts im beihilfefähigen 
Zeitraum (März 2020 bis Juni 2021) erhal-
ten. Im Falle von kleinen und Kleinstunter-
nehmen (Unternehmen mit weniger als 50 
Beschäftigten und einem Jahresumsatz 
bzw. einer Jahresbilanz von nicht mehr als 
10 Mio. Euro), die auf Grundlage der Bun-
desregelung Fixkostenhilfe ihren Antrag 
stellen, darf die gewährte Hilfe bis zu 90 
Prozent der ungedeckten Fixkosten betra-
gen. 
 
1. Neuer Eigenkapitalzuschuss 
Der Eigenkapitalzuschuss im Überblick: 
a) Anspruchsberechtigt sind Unternehmen 

mit einem Umsatzeinbruch von mindes-
tens 50 Prozent in mindestens drei Mo-
naten im Zeitraum von November 2020 
bis Juni 2021. 

b) Der neue Eigenkapitalzuschuss zur Sub-
stanzstärkung beträgt bis zu 40 Prozent 
des Betrags, den ein Unternehmen für 
die förderfähigen Fixkosten nach Nr.  
1 bis 11 erstattet bekommt (vgl. FAQ zur 
Überbrückungshilfe III). Der Eigenkapi-
talzuschuss ist gestaffelt und steigt an, 
je länger Unternehmen einen Umsatz-
einbruch von mindestens 50 Prozent er-
litten haben. Gezahlt wird er ab dem 
dritten Monat des Umsatzeinbruchs und 
beträgt in diesem Monat 25 Prozent. Im 
vierten Monat mit einem Umsatzein-
bruch von mindestens 50 Prozent er-
höht sich der Zuschlag auf 35 Prozent; 
bei fünf oder mehr Monaten erhöht er 
sich noch einmal auf 40 Prozent pro 
Monat. Für die einzelnen Monate erge-
ben sich somit folgende Fördersätze: 

Monate mit Umsatz- Höhe des 
einbruch ≥ 50 Prozent Zuschlags  
1. und 2. Monat Kein Zuschlag 
3. Monat 25 Prozent 
4. Monat 35 Prozent 
5. und jeder weitere Monat 40 Prozent 
 
Beispiel: Ein Unternehmen erleidet in den 
Monaten Januar, Februar und März 2021 
einen Umsatzeinbruch von 55 Prozent. Das 
Unternehmen hat jeden Monat 10.000 
Euro betriebliche Fixkosten aus Mietver-
pflichtungen, Zinsaufwendungen und Aus-
gaben für Elektrizität, Wasser und Heizung 
und beantragt dafür die Überbrückungs-
hilfe III. Das Unternehmen erhält eine regu-
läre Förderung aus der Überbrückungshilfe 
III in Höhe von jeweils 6.000 Euro für Ja-
nuar, Februar und März (60 Prozent von 
10.000 Euro). Es erhält für den Monat 
März zusätzlich einen Eigenkapitalzuschuss 
in Höhe von 1.500 Euro (25 Prozent von 
6.000 Euro). 
c) Der neue Eigenkapitalzuschuss wird zu-

sätzlich zur regulären Förderung der 
Überbrückungshilfe III gewährt. 

 
2. Weitere Verbesserungen der Über-
brückungshilfe III 
• Neben dem neuen Eigenkapitalzuschuss 

wird die Überbrückungshilfe auch insge-
samt nochmal verbessert: Die Sonder- 
abschreibungsmöglichkeiten für Saison- 
ware und verderbliche Ware für Einzel-
händler werden auf Hersteller und Groß-
händler erweitert. 

• Für Unternehmen der Veranstaltungs- 
und Reisewirtschaft wird zusätzlich zur 
allgemeinen Personalkostenpauschale für 
jeden Fördermonat eine Anschubhilfe in 
Höhe von 20 Prozent der Lohnsumme 
eingeführt, die im entsprechenden Refe-
renzmonat 2019 angefallen wäre. Die 
maximale Gesamtförderhöhe dieser An-
schubhilfe beträgt 2 Mio. Euro. 

• Die Veranstaltungs- und Kulturbranche 
kann zusätzlich Ausfall- und Vorberei-
tungskosten, die bis zu 12 Monate vor 
Beginn des geplanten Veranstaltungsda-
tums angefallen sind, geltend machen. 

• Antragstellern wird in begründeten Här-
tefällen die Möglichkeit eingeräumt, al-
ternative Vergleichszeiträume zur Ermitt- 
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am 13. April 2021 dem Bundeskabinett 
dargelegt, wie er die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung (Corona-ArbSchV) ver-
längern und ergänzen wird. Die Ände- 
rungen erfolgen per Verordnung und tre-
ten nach Veröffentlichung im Bundesanzei-
ger in Kraft. 
 
Neu gilt: 
Arbeitgeber sind verpflichtet, in ihren Be-
trieben allen Mitarbeitern, die nicht aus-
schließlich im Homeoffice arbeiten, 
regelmäßige Selbst- und Schnelltests anzu-
bieten: 
• grundsätzlich mindestens 1-mal pro 

Woche 
• für besonders gefährdete Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter, die tätigkeitsbe-
dingt häufige Kundenkontakte haben 
oder körpernahe Dienstleistungen aus-
führen, mindestens 2-mal pro Woche. 
Auch Beschäftigte, die vom Arbeitgeber 
in Gemeinschaftsunterkünften unterge-
bracht werden, müssen 2-mal pro Woche 
ein Testangebot erhalten. 

• Die Kosten für die Tests tragen die Ar-
beitgeber. 

 
Bis zum 30. Juni 2021 verlängert 
Folgende Corona-Arbeitsschutzregelungen 
werden bis zum 30. Juni 2021 verlängert: 
• Arbeitgeber sind verpflichtet, Homeoffice 

anzubieten; wenn die Tätigkeit dies zu-
lässt. 

• Arbeitgeber sind im Rahmen der Beurtei-
lung der Gefährdungen verpflichtet, be-
triebliche Hygienepläne zu erstellen, 
umzusetzen sowie zugänglich zu ma-
chen. 

• Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 
m zu anderen Personen; auch in Kanti-
nen und Pausenräumen 

• Tragen von medizinischem Mund-Nasen-
Schutz oder Atemschutzmasken, wo dies 
nicht möglich ist. 

• Arbeitgeber müssen diese zur Verfügung 
stellen. 

• Arbeitgeber müssen eine ausreichende 
Handhygiene am Arbeitsplatz sicherstel-
len. 

• Regelmäßiges Lüften muss gewährleistet 
sein. 

• Es gelten strenge betriebliche Regelun-

gen zur Kontaktvermeidung im Betrieb: 
• Müssen Räume von mehreren Personen 

gleichzeitig genutzt werden, müssen pro 
Person 10 m² zur Verfügung stehen. 

• In Betrieben ab 10 Beschäftigten müssen 
diese in möglichst kleine, feste Arbeits-
gruppen eingeteilt werden. Kontakte 
zwischen den Gruppen sind zu vermei-
den. 

• Die zuständigen Arbeitsschutzbehörden 
können die Einhaltung aller Anforderun-
gen der Verordnung im Einzelfall durch 
behördliche Anordnungen durchsetzen 
und Verstöße gegen ihre Anordnung mit 
einem Bußgeld von bis zu einer Höhe von 
30.000 Euro ahnden. 

 
 
Buchführung/Bilanz 
 
Geringfügige Mängel der Kassenfüh-
rung berechtigen nicht zu Hinzuschät-
zungen 
Geringfügige Mängel in der Kassenfüh-
rung eines Imbissbetriebs rechtfertigen 
keine über die konkreten Auswirkungen 
dieser Mängel hinausgehenden Hinzu-
schätzungen, wie der 1. Senat des Finanz-
gerichts Münster mit Urteil vom 9. März 
2021 (Az. 1 K 3085/17 E,G,U) entschieden 
hat. 
Die Klägerin betreibt einen griechischen 
Imbiss, dessen Gewinn sie in den Streitjah-
ren 2012 bis 2014 durch Einnahmenüber-
schussrechnung ermittelte. Die erklärten 
Gewinne betrugen für die Streitjahre je-
weils ca. 30.000 Euro. Zur Erfassung der 
Bareinnahmen verwendete die Klägerin 
eine elektronische Registrierkasse, für die 
sie die täglichen Bonrollen aufbewahrte. Im 
Rahmen einer Betriebsprüfung führte der 
Prüfer zunächst Geldverkehrsrechnungen 
durch, die lediglich geringfügige Unterde-
ckungen ergaben. Ferner stellte er fest, 
dass die Klägerin während des dreijährigen 
Prüfungszeitraums an insgesamt fünf 
Tagen einzelne Barumsätze nicht in der 
Kasse erfasst hatte. In der Gesamtsumme 
beliefen sich die nicht enthaltenen Beträge 
auf knapp 100 Euro. Darüber hinaus wur-
den an neun weiteren Tagen Kassenbewe-
gungen um ein bis wenige Tage verspätet 
in der Kasse verbucht. Nach Auffassung 

lung des Umsatzrückgangs im Jahr 2019 
zu wählen. 

• Unternehmen in Trägerschaft von Religi-
onsgemeinschaften sowie junge Unter-
nehmen bis zum Gründungsdatum 31. 
Oktober 2020 sind ab jetzt antragsbe-
rechtigt. Bisher konnten nur Unterneh-
men, die bis zum 30. April 2020 ge- 
gründet waren, einen Antrag stellen. 

• Wie für Soloselbständige mit Einnahmen 
ausschließlich aus freiberuflichen und ge-
werblichen Tätigkeiten wird auch für So-
loselbständige, die Gesellschafter von 
Personengesellschaften sind, ein Wahl-
recht geschaffen: Sie können den Antrag 
auf Neustarthilfe entweder über einen 
prüfenden Dritten oder als Direktantrag 
stellen (die Antragstellung auf Neustart-
hilfe über prüfende Dritte ist damit nur 
noch für Kapitalgesellschaften verpflich-
tend). 

• Unternehmen und Soloselbständige er-
halten ein nachträgliches Wahlrecht zwi-
schen Neustarthilfe und Überbrückungs- 
hilfe III zum Zeitpunkt der Schlussabrech-
nung. So kann die im Einzelfall güns-
tigste Hilfe aufgrund des unsicheren 
Verlaufs der ökonomischen Entwicklung 
nachträglich bestimmt werden. 

Der Eigenkapitalzuschuss und die weiteren 
Verbesserungen werden im Rahmen der 
bestehenden Überbrückungshilfe III ge-
währt. Damit wird eine zügige Umsetzung 
gewährleistet. Die FAQ zur Überbrückungs-
hilfe III werden überarbeitet und zeitnah 
veröffentlicht, darin wird das Verfahren zur 
Auszahlung des Eigenkapitalzuschusses er-
läutert. Nach Anpassung des Programms 
kann die Antragstellung über die bekannte 
Plattform ueberbrueckungshilfe-unterneh-
men.de erfolgen. Die Antragsbearbeitung 
und Auszahlung erfolgt in der Verantwor-
tung der Länder. 
 
 
Aktuelles 
 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung: 
Verbindliche Testangebote in Betrieben  
Regeln zum betrieblichen Infektionsschutz 
werden bis zum 30. Juni 2021 verlängert 
und um betriebliche Testangebote ergänzt. 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat 



des Prüfers waren die Aufzeichnungen 
nicht ordnungsgemäß und es bestand eine 
Schätzungsbefugnis. Hierzu nahm der Prü-
fer eine Ausbeutekalkulation für einen Teil 
des Warensortiments der Klägerin vor und 
schätzte im Übrigen anhand der amtlichen 
Rohgewinnaufschlagsätze. Dies führte im 
Ergebnis in etwa zu einer Verdreifachung 
der erklärten Gewinne. 
Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster 
hat der Klage weitgehend stattgegeben 
und die Hinzuschätzungen auf die in der 
Kasse nicht erfassten Beträge von knapp 
100 Euro begrenzt. Die vom Betriebsprüfer 
festgestellten Kassenführungsmängel führ-
ten nicht dazu, dass die Aufzeichnungen 
der Klägerin insgesamt verworfen werden 
könnten. Dies ergebe sich zum einen aus 
der geringen Häufigkeit der Mängel im 
Verhältnis zu den gesamten Geschäftsvor-
fällen, die das Finanzamt selbst mit 25.000 
bis 30.000 pro Jahr geschätzt habe und 
zum anderen aus der geringen Gewinnaus-
wirkung von weniger als 100 Euro. Auch 
die aufgrund dieser Mängel möglicher-
weise nicht gegebene Kassensturzfähigkeit 
beschränke sich lediglich auf einzelne 
kurze Zeiträume. 
Es bestehe auch aus anderen Gründen kein 
Anlass, die sachliche Richtigkeit der Auf-
zeichnungen der Klägerin zu beanstanden. 
Die von ihr ermittelten Ergebnisse lägen in-
nerhalb der amtlichen Richtsätze und die 
durchgeführten Geldverkehrsrechnungen 
führten lediglich zu Ergebnissen, die sich 
im Rahmen üblicher Unschärfen bewegten. 
Schließlich reiche die durchgeführte Aus-
beutekalkulation nicht aus, um die sachli-
che Richtigkeit der ansonsten formell 
ordnungsgemäßen Aufzeichnungen zu er-
schüttern. An eine solche Kalkulation seien 
strenge Anforderungen zu stellen. Vorlie-
gend bestünden bereits große Unsicherhei-
ten bei den Portionsgrößen, die der Prüfer 
nicht anhand repräsentativer Testkäufe be-
legt, sondern aufgrund angeblicher Erfah-
rungswerte geschätzt habe. Im Übrigen 
seien nicht alle Warengruppen kalkuliert 
worden, sodass es sich zum Teil um eine 
Richtsatzschätzung handele. 
 

Sonstiges 
 
Insolvenz in der Corona-Krise 
Die Pandemie beeinträchtigt das Wirtschafts- 
geschehen weiterhin massiv. Besonders die 
vom Lockdown stark betroffenen Branchen 
stehen zunehmend vor diesem Problem.  
Anfang dieses Jahres meldeten fünf Pro-
zent der Unternehmen eine drohende In-
solvenz. Entscheidend ist der Blick in die 
Branchen: So gibt ein Fünftel der Messe-, 
Kongress- und Ausstellungsveranstalter an, 
vor einer drohenden Pleite zu stehen. In 
der Gastronomie berichten 19 Prozent der 
Unternehmen davon. Bei der Reisevermitt-
lung umfasst der Anteil der insolvenzbe-
drohten Betriebe sogar knapp ein Drittel. 
Die offiziell gemeldete, vergleichsweise ge-
ringe Zahl der Insolvenzen während der 
Corona-Krise lässt zugleich kaum präzise 
Schlüsse auf die wirtschaftliche Lage zu. 
Der Grund: Unter bestimmten Bedingun-
gen müssen Betriebe ihre Überschuldung 
und Zahlungsunfähigkeit nicht mehr anzei-
gen. Seit März letzten Jahres ist die Insol-
venzantragspflicht zum Teil ausgesetzt - 
unter verschiedenen Voraussetzungen zu-
nächst auch noch bis Ende April 2021. 
Aber Vorsicht: Viele Unternehmen wähnen 
sich in vermeintlicher Sicherheit. Denn wo-
möglich gilt für ihren Einzelfall die Aus-
nahme von der Insolvenzantragspflicht gar 
nicht. Es droht dann Insolvenzverschlep-
pung, bei der ein Geschäftsführer straf- 
und zivilrechtlich persönlich haftet. 
Das Gesetz zur vorübergehenden Ausset-
zung der Insolvenzantragspflicht und zur 
Begrenzung der Organhaftung bei einer 
durch die Covid-19-Pandemie bedingten 
Insolvenz (COVInsAG) regelt die Vorausset-
zungen im Einzelnen. Diese gelten aller-
dings nur für Kapitalgesellschaften, also 
GmbH, Aktiengesellschaft und GmbH & 
Co. KG. Einzelunternehmer unterliegen 
nicht der Insolvenzantragspflicht, weshalb 
auch deren Aussetzung für sie nicht gilt. 
Damit das Gesetz greift, muss außerdem 
die Zahlungsunfähigkeit des Unterneh-
mens perspektivisch heilbar sein. Es muss 
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also glaubhaft darlegen können, dass es 
seine Liquidität dauerhaft wiederherstellen 
kann. Des Weiteren muss das Unterneh-
men grundsätzlich berechtigt sein, einen 
Antrag auf staatliche Corona-Hilfen seit 
November 2020 zu stellen - und dieser An-
trag muss zumindest die Aussicht auf Be-
willigung besitzen. 
 
 
bbh Intern  
Neue b.b.h. Homepage 
Am 01. April 2021 ging die neue Home-
page des b.b.h. Bundesverbands online. 
Besonderer Augenmerk bei der Erstellung 
der neuen Homepage wurde auf einen er-
höhten Informationsgehalt und viel schnel-
ler abrufbares Fachwissen gelegt. So finden 
Besucher der Homepage jetzt neben neu 
gestalteten News auch ein umfangreiches 
Wissenslexikon, das noch weiter ausge-
baut wird, sowie stetig erscheinende Steu-
ervideos. 
Auch der b.b.h. Newsletter wurde neu ge-
staltet und bietet weiterhin aktuelle Infor-
mationen. 
Ebenso wurde der Suchservice überarbei-
tet. Dahingehend haben wir an alle teil-
nehmenden Mitglieder ein Anliegen: 
Senden Sie uns doch bitte ein ansprechen-
des Bild oder Firmenlogo zu, das bei Ihrem 
Eintrag im Suchservice erscheinen soll. Dies 
erhöht auch erfahrungsgemäß die Erfolgs-
chancen bei zukünftigen Mandanten!  
b.b.h-Seminare 
Aufgrund der aktuellen Entwicklungen 
sowie der organisatorischen Probleme bei 
der Durchführung haben wir uns dazu ent-
schlossen, unsere Präsenzseminare in den 
Monaten April und Mai 2021 abzusagen. 
Weiterhin wollen wir Wissen im Steuer- 
und Wirtschaftsrecht zu Ihnen bringen. 
Unsere Webinare halten Sie auch in diesen 
turbulenten Tagen auf dem Laufenden. 
Im Mai sind folgende Themen geplant: 
„Jahresabschluss 2020 (Bilanz)” 
„Einnahmenüberschussrechnung 2020” 
Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung unter 
www.bbh-fortbildung.de


